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Vorneweg: Der Zeitpunkt für einen 
Zukunftsparteitag ist goldrichtig – 
ebenso wie der Entscheid, dabei auf 
die Wirtschaftspolitik zu fokussie-
ren. Denn die aktuellen technolo-
gischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklungen, deren Geschwindigkeit 
und Folgen beschäftigen uns alle; 
sei es als Arbeitnehmende, Selbst-
ständigerwerbende oder generell 
als Bürgerinnen und Bürger. Doch 
genau hier liegen die Defizite des 
sehr theoretischen Papiers zur Wirt-
schaftsdemokratie:

Das visionäre Sinnieren über al-
ternative Wirtschaftsweisen – fern-
ab von Realpolitik und Mehrheitsfä-
higkeit – mag reizvoll sein und der 
Flughöhe eines Parteiprogramms 
entsprechen. Jetzt geht es aber um 
ein Positionspapier, das der Le-
bensrealität der Menschen gerecht 
werden und ihre konkreten Sorgen, 

Interessen sowie Potenziale ins Zen-
trum rücken soll. Ihnen nützt eine 
SP, die sich isoliert und als einsame 
Ruferin in der Wüste vom ideellen 
Umbau der Wirtschaft träumt, herz-
lich wenig. Gefragt sind vielmehr 
sozialdemokratische Rezepte, die 
sich am gelebten Alltag orientieren 
und diesen zu verbessern in der 
Lage sind. Der Frust, dem ich aktuell 
in vielen parteiinternen Gesprächen 
– nicht nur, aber speziell mit unse-
ren Exekutivmitgliedern – begegne, 
liegt in einem höchst berechtigten 
Anspruch begründet: Wir sind eine 
Partei, die im Hier und Jetzt Verant-
wortung wahrnehmen will, muss 
und kann. Zeigen wir das, auch in 
unseren Positionspapieren und Par-
teitagsbeschlüssen!

Tatsache ist: Wir leben in einer 
Marktwirtschaft. Diese auf soziale, 
ökologische und menschenrecht-

liche Vorgaben zu verpflichten, ist 
dringender denn je. Welche politi-
sche Kraft, wenn nicht die SP, for-
dert dies mit der nötigen Kompetenz 
und Schlagkraft ein? Wer für sichere 
Arbeitsplätze und solide Sozialver-
sicherungen kämpft, weiss um die 
Bedeutung einer nachhaltig starken 
Wirtschaft. Viele Mitglieder wie 
auch Wählerinnen und Wähler der 
SP befürworten eine soziale Markt-
wirtschaft und wollen diese sozial-
demokratisch prägen. Wir erwarten 
ein Wirtschaftspapier, das sich mit 
dieser Idee vereinbaren lässt. 

Besonders enttäuschend ist die 
fehlende Reflexion zu Themen wie 
Digitalisierung, Robotik, künstliche 
Intelligenz. Diese Entwicklung wird 
den Arbeitsmarkt im Allgemeinen 
sowie die individuellen Beschäfti-
gungssituationen im Besonderen 
grundlegend verändern. Was heisst 

Die Menschheit verfügt heute über 
Ressourcen und Reichtum in bis-
her nicht gekanntem Ausmass, über 
ein noch nie dagewesenes Wissen, 
über ein unglaubliches technologi-
sches Potenzial. Noch nie waren die 
Möglichkeiten, eine demokratische, 
solidarische und ökologische Wirt-
schaft zu verwirklichen, grösser. Und 
doch befindet sich die Welt im Kri-
senmodus, müssen wir wachsende 
soziale Ungleichheit, eine weltweite 
Flüchtlingsmisere, vielfältige Preka-
risierungs- und Ausschlussprozesse 
oder den Klimawandel zur Kenntnis 
nehmen. Diese Situation hat wesent-
lich mit der vorherrschenden Wirt-
schaftslogik und den dahinterste-
henden Machtverhältnissen zu tun. 
Die Redewendung «The Elephant in 
the room» wird gebraucht, wenn ein 
offensichtliches Problem nicht ange-
sprochen wird. Unser Elefant heisst 
Kapitalismus. Dies zu ignorieren ist 

fahrlässig – gerade wenn man die Sor-
gen der Menschen ernst nehmen und 
tatsächlich zukunftsfähige Lösungen 
finden will. Ziel der Sozialdemokratie 
ist seit jeher eine Wirtschaft, in der 
das Gemeinwohl statt der Profitinter-
essen des Kapitals im Zentrum steht. 
Das haben wir mit dem Parteipro-
gramm «Für eine sozial-ökologische 
Wirtschaftsdemokratie» 2010 bekräf-
tigt und das soll mit dem vorliegenden 
Papier weiterentwickelt werden.

Eine wichtige Voraussetzung 
für eine andere Wirtschaft ist, dass 
wir in Alternativen denken. Der ge-
sellschaftliche Gestaltungsraum ist 
grösser, als uns die Anhänger des 
«freien Marktes» und die Techno-
kratInnen glauben machen wollen. 
Auch das Konzept der «sozialen 
Marktwirtschaft» basiert auf den 
Ideen und Modellen, die die aktuel-
len Krisen hervorgebracht haben.

Ziel des Positionspapiers ist, die 

anspruchsvolle, aber für die Sozial-
demokratie unabdingbare Gratwan-
derung zwischen Vision und All-
tagspolitik zu vollziehen. Der Fokus 
liegt auf den Handlungsspielräumen 
in der Schweiz – im vollen Bewusst-
sein darum, dass wir uns im Rahmen 
des globalen Kapitalismus bewegen. 
So werden Möglichkeiten für Ver-
treterInnen kommunaler und kan-
tonaler Exekutiven aufgezeigt, zivil-
gesellschaftliche respektive unter-
nehmerische Initiativen zu unter-
stützen. Verantwortungsbewusste 
KMU sollen gezielt gestärkt werden 
können. Der Fokus liegt auch darauf, 
die Logik des Wirtschaftens durch 
ausgeglichenere Machtverhältnisse 
in Unternehmen zu verändern: Mit-
bestimmung der Mitarbeitenden als 
effektivste Form von Corporate So-
cial Responsibility. Aktuelle Studien 
zeigen: Selbstbestimmung, Sinnhaf-
tigkeit und Gestaltungsmöglichkei-

Näher an die Lebensrealität der Menschen! 

Barbara Gysi, National-
rätin SG, Vizepräsiden-
tin SP Schweiz

Pascal Bruderer Wyss, 
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Realitätsfremd oder nicht?
Am Parteitag zu diskutieren geben wird das Positionspapier zur Wirtschaftsdemokratie. 
Fernab von Realpolitik und aktuell drängenden fragen finden es die einen, und wollen es 
zwecks Überarbeitung zurückweisen. Gerade wenn man die Sorgen der Menschen ernst  
nehmen wolle, sei es fahrlässig, den Kapitalismus zu ignorieren, sagen die anderen. «links» 
hat je eine Vertreterin der beiden Seiten gebeten, ihre Position zu erläutern. 

das für die Arbeitnehmenden? Wie 
organisieren sie sich künftig? Ist mit 
einer weiteren Flexibilisierung, ja 
gar Individualisierung der Arbeits-
verhältnisse zu rechnen? Wie refor-
mieren wir das soziale Netz, damit 
es tragfähig bleibt? Und: Welche ge-
sellschaftlichen Chancen eröffnen 
sich – für neue Arbeitszeitmodelle, 
die Aufwertung bisher unentgeltli-
cher Arbeit, für Diversity und Inklu-
sion? Ein SP-Papier zur Wirtschafts-
politik der Zukunft muss solche 
Fragen wenn nicht beantworten, so 
doch zumindest thematisieren.

Mein von engagierten Mitglie-
dern mitunterzeichneter Rückwei-
sungsantrag ist eine Chance, das 
Wirtschaftspapier breiter abzustüt-
zen und damit eine wichtige Bot-
schaft zu verbinden: In der SP haben 
vielfältige Meinungen Platz, unsere 
Breite ist unsere Stärke.

KONTRA

ten im Job entsprechen heute den 
Wünschen und Bedürfnissen der 
Menschen und nutzen den Unter-
nehmen. Gerade vor dem Hinter-
grund der Digitalisierung ist die de-
mokratische Mitbestimmung nicht 
nur der Politik, sondern eben auch 
der Mitarbeitenden eine zentrale 
Forderung der Sozialdemokratie. 

Weil die Macht in der Gesellschaft 
und in den Unternehmen so einsei-
tig zugunsten des Kapitals verteilt 
ist, wird technologischer Fortschritt 
(heute die Digitalisierung) für viel 
zu viele Menschen zu einer Gefahr 
(Kontrollverluste, Prekarisierung, 
Arbeitsplatzabbau) statt zu einer 
Chance (Freiheitsgewinne, abge-
sicherte Flexibilität, Arbeitszeit-
reduktion). Was uns fehlt, sind die 
Hebel, um eine gerechte und nach-
haltige Zukunft für alle zu gestalten. 
Dafür, für mehr Demokratie in der 
Wirtschaft, müssen wir kämpfen.

Gratwanderung zwischen Vision und Alltagspolitik vollziehenPRO

Das Papier sowie alle Anträge dazu 
können abgerufen werden unter 
www.spschweiz.ch/parteitag-thun

AHV stärken – 
das Ziel bleibt
Auch nach dem Scheitern der AHVplus-Initiative gilt: Die 
AHV muss gestärkt werden. Die SP wird weiterhin konst-
ruktiv an der Beratung der Rentenreform 2020 mitarbei-
ten. Werden die entstehenden Rentenverluste jedoch nicht 
kompensiert, ergreifen wir das Referendum.

Die Vorlage muss darum im Ge-
genzug Massnahmen enthalten, 
die diese Einbussen kompensieren. 
Der Bundesrat hat die Vorlage ent-
sprechend ausgestaltet. Und die 
politisch breit abgestützte Vorlage 
des Ständerats enthielt als ausglei-
chendes Element eine Zulage von  
70 Franken bei den neuen AHV-Ren-
ten und eine Erhöhung des Plafonds 
von Ehepaarrenten auf 155 Prozent. 
Berechnungen zeigen auf, dass dies 
die Verluste praktisch vollständig 
ausgleichen würde.

Rechte Mehrheit setzt sich durch
Im Nationalrat kippte dann aber 
die Vorlage. In der Sozial- und Ge-
sundheitskommission zimmerte die 
Mehrheit eine Vorlage zusammen, 
die in sich nicht stimmig ist und zu 
massiven Rentenverlusten geführt 
hätte. Dann zauberte im Plenum die 
FDP und in deren Schlepptau die 
SVP einen absolut verantwortungs-
losen Vorschlag aus dem Hut, von 
dem niemand im Ernst behaupten 
kann, die Kosten und Auswirkungen 
zu kennen. Das Fazit nach der Be-
ratung im Plenum des Nationalrats 
ist aus Sicht der Versicherten ver-
nichtend: Sie werden einen hohen 
Preis dafür bezahlen, dass sich die 
rechtsbürgerliche Mehrheit rück-
sichtslos durchgesetzt hat. Sie wer-
den deutlich höhere Beiträge zahlen 
und möglicherweise bis 67 arbeiten 
müssen. Diese Vorlage ist weder aus-
gewogen noch fair. Sie wird an der 
Urne keine Mehrheit finden. 

Die SP wird weiterhin konstruktiv 
an der Beratung der Rentenreform 
2020 mitarbeiten. Wir werden die 
Vorlage aber ablehnen und mit dem 
Referendum bekämpfen, wenn die 
entstehenden Rentenverluste nicht 
vernünftig und zu einem akzeptab-
len Preis kompensiert werden. Wer 
will, dass die Reform gelingt, tut gut 
daran, dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Silvia Schenker, Nationalrätin 

Wer sich in der Abstimmung zur 
AHVplus-Initiative engagiert hat, 
weiss, wovon ich spreche: In kontra-
diktorischen Debatten kämpften wir 
gegen Windmühlen. Auf ein Thema 
wollte sich unsere Gegnerschaft 
aber auf gar keinen Fall einlassen: 
den konkreten Vergleich der ersten 
Säule mit der zweiten. Ein Kosten/
Nutzen-Vergleich aus dem Blick-
winkel der Versicherten zeigt näm-
lich klar auf, wie sehr die AHV den 
Pensionskassen überlegen ist. Wer 
die Beiträge den Renten gegenüber-
stellt, die zu erwarten sind, kann die 
Augen davor nicht verschliessen. Zu 
lange wurde aber die AHV schlecht-
geredet, als dass es im Abstim-
mungskampf gelingen konnte, die-
ses Image zu korrigieren. Es ist nun 
zu hoffen, dass uns die Aufklärungs-
arbeit des Abstimmungskampfs in 
der Debatte um die Rentenreform 
2020 zugute kommt. Auch bei dieser 
geht es letztlich darum, welche Säu-
le gestärkt werden soll.

Reform muss akzeptiert werden
Wir bestreiten nicht, dass Reform-
bedarf bei der AHV und in der be-
ruflichen Vorsorge vorhanden ist. 
Nachdem die letzten Revisionen 
entweder schon im Parlament oder 
in den Volksabstimmungen schei-
terten, muss die Rentenreform 2020 
unter allen Umständen so ausgestal-
tet sein, dass sie gute Chancen hat, 
von der Bevölkerung akzeptiert zu 
werden. Akzeptiert wird sie dann, 
wenn sie a) verstanden und b) als 
ausgewogen und fair empfunden 
wird. Die Interessen der Versicher-
ten müssen darum im Zentrum die-
ser Vorlage stehen. 

Als eines der wichtigsten Ziele 
hat der Bundesrat den Erhalt des 
Rentenniveaus formuliert. Zwei ein-
schneidende Massnahmen führen 
aber zu substanziellen Einbussen: 
die Erhöhung des Rentenalters der 
Frauen und die Senkung des Um-
wandlungssatzes von 6,8% auf 6%. 
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